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Das Verfahren wird ausgesetzt. Dem EuropÃ¤ischen Gerichtshof werden gemÃ¤Ã� 
Art 234 des Vertrages zur GrÃ¼ndung der EuropÃ¤ischen Gemeinschaft (idF des
Amsterdamer Vertrages vom 2. Oktober 1997, BGBl II 387) folgende Fragen zur
Entscheidung vorgelegt:
1. Ist Art 41 Abs 1 des Zusatzprotokolls zu dem Abkommen zur GrÃ¼ndung einer
Assoziation zwischen der EuropÃ¤ischen Wirtschaftsgemeinschaft und der TÃ¼rkei
vom 23. November 1970 so auszulegen, daÃ� eine BeschrÃ¤nkung des freien
Dienstleistungsverkehrs auch vorliegt, wenn ein Mitgliedstaat der Gemeinschaft
eine bisherige Arbeitserlaubnisfreiheit tÃ¼rkischer Fahrer im
grenzÃ¼berschreitenden GÃ¼terverkehr, die bei einem (tÃ¼rkischen) Arbeitgeber
mit Sitz in der TÃ¼rkei beschÃ¤ftigt sind, abschafft?
2. Betrifft eine solche BeschrÃ¤nkung ausschlieÃ�lich den freien
Dienstleistungsverkehr oder auch bzw allein den Zugang zum Arbeitsmarkt iS des
Art 13 des Beschlusses Nr 1/80 des Assoziationsrates Ã¼ber die Entwicklung der
Assoziation zwischen der EuropÃ¤ischen Wirtschaftsgemeinschaft und der TÃ¼rkei
vom 19. September 1980?
3. Ist Art 13 des Beschlusses Nr 1/80 des Assoziationsrates Ã¼ber die Entwicklung
der Assoziation zwischen der EuropÃ¤ischen Wirtschaftsgemeinschaft und der
TÃ¼rkei vom 19. September 1980 auch auf tÃ¼rkische Arbeitnehmer eines
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Arbeitgebers mit Sitz in der TÃ¼rkei anzuwenden, die als Fernfahrer im
grenzÃ¼berschreitenden GÃ¼terverkehr regelmÃ¤Ã�ig einen Mitgliedstaat der
Gemeinschaft durchfahren, ohne dem (regulÃ¤ren) Arbeitsmarkt dieses
Mitgliedstaates anzugehÃ¶ren?
4. Ist Art 13 des Beschlusses Nr 1/80 des Assoziationsrates Ã¼ber die Entwicklung
der Assoziation zwischen der EuropÃ¤ischen Wirtschaftsgemeinschaft und der
TÃ¼rkei vom 19. September 1980 so auszulegen, daÃ� er einem Mitgliedstaat der
Gemeinschaft generell die EinfÃ¼hrung nationaler Regelungen verbietet, die im
Vergleich zu der am 1. Dezember 1980 geltenden nationalen Rechtslage fÃ¼r
tÃ¼rkische Arbeitnehmer neue BeschrÃ¤nkungen des Zugangs zum Arbeitsmarkt
vorsehen, oder verbietet diese Vorschrift die EinfÃ¼hrung neuer BeschrÃ¤nkungen
nur fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung bzw WeiterbeschÃ¤ftigung von Arbeitnehmern, deren
Aufenthalt und BeschÃ¤ftigung im Inland bereits vor Inkrafttreten der neuen
BeschrÃ¤nkung ordnungsgemÃ¤Ã� waren?

GrÃ¼nde:

I

Streitig ist, ob elf tÃ¼rkische, in der TÃ¼rkei wohnende Arbeitnehmer, die bei der
KlÃ¤gerin, einem Unternehmen mit Sitz in der TÃ¼rkei, im grenzÃ¼berschreitenden
GÃ¼terverkehr auf Kraftfahrzeugen beschÃ¤ftigt sind, die auf ein Unternehmen mit
Sitz in Deutschland zugelassen sind, fÃ¼r Fahrten in Deutschland
arbeitserlaubnisfrei sind.

Diese Fahrer waren und sind noch ohne Arbeitserlaubnis tÃ¤tig, die Beklagte vertrat
jedoch ab Mitte 1995 die Auffassung, der Einsatz von auslÃ¤ndischen Kraftfahrern,
die von auslÃ¤ndischen Unternehmen eingestellt seien, sei nicht nach Â§ 9 Nr 2
Arbeitserlaubnisverordnung (ArbErlaubV) arbeitserlaubnisfrei, wenn sie in
Deutschland auf in Deutschland zugelassenen LKW tÃ¤tig seien. Nach einer dieser
Rechtsauffassung Rechnung tragenden Ã�nderung des Â§ 9 Nr 2 ArbErlaubV zum
10. Oktober 1996 beantragten einzelne Arbeitnehmer erfolglos die Erteilung von
Arbeitserlaubnissen ab 1. Mai 1997.

Die KlÃ¤gerin hat daraufhin beim Sozialgericht (SG) einen Antrag auf ErlaÃ� einer
einstweiligen Anordnung gestellt; auf diesen Antrag hat das SG festgestellt, daÃ�
die von der KlÃ¤gerin im einzelnen benannten, im grenzÃ¼berschreitenden
GÃ¼terverkehr eingesetzten tÃ¼rkischen Arbeitnehmer bis zur rechtskrÃ¤ftigen
Entscheidung im Hauptsacheverfahren keiner Arbeitserlaubnis bedÃ¼rften
(Beschluss vom 22. Mai 1997). Auch die Klage hatte beim SG vollen Erfolg (Urteil
vom 1. MÃ¤rz 2000) und beim Landessozialgericht (LSG) insoweit Erfolg, als
festgestellt wurde, daÃ� die elf Arbeitnehmer fÃ¼r die Zukunft keiner
Arbeitserlaubnis bedÃ¼rften (Urteil vom 26. Juli 2000). Zur BegrÃ¼ndung seiner
Entscheidung hat das LSG ausgefÃ¼hrt, zwar sehe Â§ 284 Sozialgesetzbuch â��
ArbeitsfÃ¶rderungsrecht â�� (SGB III) fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung von AuslÃ¤ndern
im Inland eine Arbeitsgenehmigungspflicht vor; einer Genehmigung bedÃ¼rfe es
jedoch nicht, wenn dies in zwischenstaatlichen Vereinbarungen, aufgrund eines
Gesetzes oder einer Rechtsverordnung bestimmt sei (Â§ 284 Abs 1 Satz 2 Nr 3 SGB
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III). Eine derartige Ausnahmeregelung greife vorliegend zugunsten der KlÃ¤gerin
ein. Nach dem Abkommen zur GrÃ¼ndung einer Assoziation zwischen der
EuropÃ¤ischen Wirtschaftsgemeinschaft und der TÃ¼rkei iVm Art 13 des
Beschlusses Nr 1/80 des Assoziationsrates vom 19. September 1980 (ARB)
dÃ¼rften die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und die TÃ¼rkei fÃ¼r Arbeitnehmer
und ihre FamilienangehÃ¶rigen, deren Aufenthalt und BeschÃ¤ftigung in ihrem
Hoheitsgebiet ordnungsgemÃ¤Ã� seien, keine neuen BeschrÃ¤nkungen fÃ¼r den
Zugang zum Arbeitsmarkt einfÃ¼hren (sog Stillhalteklausel). Die auf die deutschen
Teilstrecken entfallende BeschÃ¤ftigung der betroffenen tÃ¼rkischen Arbeitnehmer
sei ursprÃ¼nglich gemÃ¤Ã� Â§ 9 Nr 2 ArbErlaubV vom 2. MÃ¤rz 1971 idF der 10.
Verordnung zur Ã�nderung der ArbErlaubV vom 1. September 1993
arbeitserlaubnisfrei gewesen. Eine neue BeschrÃ¤nkung fÃ¼r den Zugang zum
deutschen Arbeitsmarkt sei jedoch fÃ¼r auslÃ¤ndische, somit auch fÃ¼r
tÃ¼rkische Arbeitnehmer, die im grenzÃ¼berschreitenden Lkw-Verkehr eingesetzt
seien, durch die am 10. Oktober 1996 in Kraft getretene Verordnung zur Ã�nderung
des Arbeitserlaubnisrechts vom 30. September 1996 geschaffen worden. Danach
bestehe Arbeitserlaubnisfreiheit fÃ¼r das fahrende Personal im
grenzÃ¼berschreitenden Personen- und GÃ¼terverkehr bei Arbeitgebern mit Sitz
im Ausland nur noch, sofern das Fahrzeug im Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassen
sei. Diese Regelung der ArbErlaubV finde sich inhaltsgleich in Â§ 9 Nr 3 Buchst a der
aufgrund des am 1. Januar 1998 in Kraft getretenen SGB III erlassenen
Arbeitsgenehmigungsverordnung (ArGV). Dahingestellt bleiben kÃ¶nne, ob die
Fahrer, die KlÃ¤gerin oder ihr deutscher Auftraggeber gegen das deutsche
GÃ¼terkraftverkehrsrecht verstieÃ�en. Etwaige VerstÃ¶Ã�e dieser Art zu ahnden
oder zu unterbinden, sei den fÃ¼r das GÃ¼terkraftverkehrsrecht zustÃ¤ndigen
BehÃ¶rden und Gerichten vorbehalten.

Mit der Revision rÃ¼gt die Beklagte einen VerstoÃ� gegen Â§ 9 Nr 3 Buchst a ArGV.
Sie ist der Ansicht, weder die Voraussetzungen der Stillhalteklausel des Art 13 ARB
Nr 1/80 noch der des Art 41 Abs 1 des Zusatzprotokolls zu dem Abkommen zur
GrÃ¼ndung einer Assoziation zwischen der EuropÃ¤ischen Wirtschaftsgemeinschaft
und der TÃ¼rkei vom 23. November 1970, der neue BeschrÃ¤nkungen der
Dienstleistungsfreiheit verbiete, lÃ¤gen vor.

Die Beklagte beantragt,
das Urteil des LSG aufzuheben, soweit es das Urteil des SG bestÃ¤tigt hat, und die
Klage insgesamt abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die AusfÃ¼hrungen des LSG fÃ¼r zutreffend und ist im Ã¼brigen der
Ansicht, daÃ� aus VertrauensschutzgrÃ¼nden die zum 10. Oktober 1996 in Kraft
getretene Neuregelung fÃ¼r ihre elf Arbeitnehmer nicht gelten kÃ¶nne, weil diese
bereits zuvor bei ihr beschÃ¤ftigt gewesen seien.

II
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Das Verfahren ist auszusetzen.

Der Senat sieht sich an einer Entscheidung des Rechtsstreits dadurch gehindert,
daÃ� die Beantwortung der aus dem Entscheidungssatz ersichtlichen Fragen nicht
ohne vernÃ¼nftige Auslegungszweifel mÃ¶glich ist und legt sie deshalb dem
EuropÃ¤ischen Gerichtshof (EuGH) zur Entscheidung vor. Vorab wird Bezug
genommen auf den VorlagebeschluÃ� des 11. Senats des Bundessozialgerichts
(BSG) vom 20. Juni 2001 (B 11 AL 89/00 R), dem nur insoweit ein anderer
Sachverhalt zugrunde liegt, als dort die tÃ¼rkischen Arbeitnehmer selbst klagen,
wÃ¤hrend vorliegend der angebliche Arbeitgeber die Feststellung der
Arbeitserlaubnisfreiheit begehrt. Im Ergebnis stellen sich jedoch die gleichen Fragen
wie im Verfahren des 11. Senats mit Ausnahme der dort gestellten Frage Nr 3 a (zur
Berechtigung der Arbeitnehmer, sich auf Art 41 Abs 1 des Zusatzprotokolls zu
berufen). Die im vorliegenden Verfahren gestellte Frage Nr 2 dient der ErgÃ¤nzung
der Frage Nr 1, die im Ergebnis der vom 11. Senat gestellten Frage Nr 3 b
entspricht.

Nach dem anzuwendenden deutschen Recht sind die (angeblichen) Arbeitnehmer
der KlÃ¤gerin, einer Kapitalgesellschaft ("Ltd" = GmbH) mit Sitz in der TÃ¼rkei,
nicht berechtigt, im grenzÃ¼berschreitenden GÃ¼terverkehr auf in Deutschland
zugelassenen Fahrzeugen in Deutschland arbeitserlaubnisfrei tÃ¤tig zu werden.
Nach Â§ 9 Nr 3 Buchst a ArGV â�� erlassen aufgrund des Â§ 288 Abs 1 SGB III â��
bedarf nÃ¤mlich keiner Arbeitsgenehmigung, die als Arbeitserlaubnis oder
Arbeitsberechtigung erteilt wird (Â§ 284 Abs 4 SGB III), das fahrende Personal im
grenzÃ¼berschreitenden GÃ¼terverkehr bei Arbeitgebern mit Sitz im Ausland,
wenn das Fahrzeug im Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassen ist. Vorliegend fehlt es
jedenfalls an der fÃ¼r die Arbeitserlaubnisfreiheit nach dieser Vorschrift
erforderlichen Voraussetzung der Zulassung des jeweiligen Fahrzeugs im Sitzstaat
der Arbeitgeberin; denn die von den Arbeitnehmern benutzten bzw in Zukunft zu
benutzenden Fahrzeuge sind in Deutschland, nicht in der TÃ¼rkei zugelassen.

Auch unter dem Gesichtspunkt des Fehlens einer Ã�bergangsregelung bzw des
Grundsatzes der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit ist die TÃ¤tigkeit der Arbeitnehmer nach
nationalem Recht nicht erlaubnisfrei. Zwar ist es, wie der 11. Senat in seinem
Beschluss vom 20. Juni 2001 (B 11 AL 89/00 R) ausgefÃ¼hrt hat, richtig, daÃ� vor
dem 1. September 1993 das fahrende Personal im grenzÃ¼berschreitenden
GÃ¼terverkehr noch allgemein von der Arbeitserlaubnispflicht ausgenommen war
(Â§ 9 Nr 2 ArbErlaubV in der bis 31. August 1993 geltenden Fassung), daÃ� fÃ¼r die
Zeit vom 1. September 1993 bis 9. Oktober 1996 Â§ 9 Nr 2 ArbErlaubV nach seinem
Wortlaut noch Arbeitserlaubnisfreiheit fÃ¼r das fahrende Personal im
grenzÃ¼berschreitenden GÃ¼terverkehr "der Arbeitgeber mit Sitz im Ausland" â��
ohne die EinschrÃ¤nkung betreffend den Ort der Zulassung â�� vorgesehen war
und daÃ� fÃ¼r die Zeit ab 10. Oktober 1996 (Â§ 9 Nr 2 Buchst a ArbErlaubV bzw Â§
9 Nr 3 Buchst a ArGV) eine Ã�bergangsvorschrift fÃ¼r den Status der Arbeitnehmer
fehlt, die bereits vor dem 10. Oktober 1996 entsprechend beschÃ¤ftigt waren.
Jedoch hat der Senat mit Urteil vom 2. August 2001 (B 7 AL 86/00 R) entschieden,
daÃ� Vertrauens- und VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsgesichtspunkten dadurch
hinreichend Rechnung getragen ist, daÃ� die Beklagte sogar nach der Ã�nderung
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der ArbErlaubV Ã¼bergangsweise den alten Rechtszustand akzeptiert hat und â��
als Folge der erlassenen einstweiligen Anordnung â�� ohnedies bis zur
rechtskrÃ¤ftigen Entscheidung in der Hauptsache der arbeitserlaubnis- bzw
arbeitsgenehmigungsfreie Einsatz der Fahrer ermÃ¶glicht wird; ein zeitlich
unbegrenzter "Bestandsschutz" der vor dem 10. Oktober 1996 bestehenden
VerhÃ¤ltnisse ist weder verfassungs- noch einfachrechtlich geboten.

Die von der KlÃ¤gerin begehrte Arbeitserlaubnisfreiheit kÃ¶nnte sich jedoch aus Art
41 Abs 1 des Zusatzprotokolls zum Assoziationsabkommen vom 23. November 1970
oder aus Art 13 ARB Nr 1/80 ergeben.

Art 41 Abs 1 des Zusatzprotokolls lautet:

"Die Vertragsparteien werden untereinander keine neuen BeschrÃ¤nkungen der
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs einfÃ¼hren."

Art 13 ARB Nr 1/80 hat folgenden Wortlaut:

"Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und der TÃ¼rkei dÃ¼rfen fÃ¼r
Arbeitnehmer und ihre FamilienangehÃ¶rigen, deren Aufenthalt und BeschÃ¤ftigung
in ihrem Hoheitsgebiet ordnungsgemÃ¤Ã� sind, keine neuen BeschrÃ¤nkungen
fÃ¼r den Zugang zum Arbeitsmarkt einfÃ¼hren."

Neue BeschrÃ¤nkungen fÃ¼r den Zugang zum Arbeitsmarkt iS des Art 13 ARB Nr
1/80 bzw neue BeschrÃ¤nkungen des freien Dienstleistungsverkehrs iS des Art 41
Abs 1 des Zusatzprotokolls kÃ¶nnten in den bereits genannten Ã�nderungen der
ArbErlaubV zum 1. September 1993 bzw zum 10. Oktober 1996 gesehen werden.
Dabei spricht vieles dafÃ¼r, daÃ� mit der ab 10. Oktober 1996 geltenden Fassung
des Â§ 9 Nr 2 Buchst a ArbErlaubV die Voraussetzungen der Arbeitserlaubnisfreiheit
fÃ¼r Fahrer im grenzÃ¼berschreitenden Verkehr konstitutiv neu geregelt worden
sind und nicht, wie die Beklagte meint, nur klargestellt worden ist, was fÃ¼r
auslÃ¤ndische Unternehmen bereits vor dem 10. Oktober 1996 im Hinblick auf die
â�� nicht ganz eindeutigen â�� gÃ¼terkraftverkehrsrechtlichen Regelungen
ohnedies gegolten haben soll. Denn auch dann, wenn es sich bei der Ã�nderung von
1996 nur um eine Klarstellung hinsichtlich der bereits zuvor geltenden Rechtslage
gehandelt haben sollte, kann fÃ¼r die bei auslÃ¤ndischen Arbeitgebern
beschÃ¤ftigten tÃ¼rkischen Fernfahrer der Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt
und/oder der freie Dienstleistungsverkehr schon durch die Ã�nderung der
ArbErlaubV zum 1. September 1993 neu beschrÃ¤nkt worden sein; dies gilt selbst
dann, wenn nach den gÃ¼terkraftverkehrsrechtlichen Vorschriften tatsÃ¤chlich die
Verwendung von in Deutschland zugelassenen Kraftfahrzeugen durch die KlÃ¤gerin
grundsÃ¤tzlich schon immer ausgeschlossen gewesen sein sollte. UnabhÃ¤ngig von
der zweifelhaften gÃ¼terkraftverkehrsrechtlichen Rechtslage wurde jedenfalls
entweder durch die Ã�nderung im Jahre 1993 oder durch die Ã�nderung im Jahre
1996 eine zusÃ¤tzliche rechtliche HÃ¼rde errichtet.

Im Gegensatz zum Verfahren des 11. Senats (B 11 AL 89/00 R; VorlagebeschluÃ�
vom 20. Juni 2001) stellt sich im vorliegenden Verfahren nicht die dort gestellte
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Frage Nr 3a, ob ein tÃ¼rkischer Arbeitnehmer berechtigt ist, sich auf eine gegen Art
41 Abs 1 des Zusatzprotokolls verstoÃ�ende BeschrÃ¤nkung des freien
Dienstleistungsverkehrs zu berufen; denn vorliegend klagt die Arbeitgeberin selbst.
Wie der 11. Senat in seiner Anfrage ausfÃ¼hrt, liegt es nach der Rechtsprechung
des EuGH zu Art 59 und Art 60 EG-Vertrag (Maastrichter Fassung) nahe, auch dann
von einer BeschrÃ¤nkung der Dienstleistungsfreiheit auszugehen, wenn ein
Mitgliedstaat fÃ¼r die Arbeitnehmer von Unternehmen, die zur Erbringung von
Dienstleistungen auf seinem Gebiet tÃ¤tig werden, Regelungen einfÃ¼hrt, wonach
Arbeitserlaubnisse einzuholen sind (vgl EuGHE I 1990, 1417, 1444 sowie I 1994,
3803, 3825), auch im vorliegenden Fall â�� bei einer regelmÃ¤Ã�igen TÃ¤tigkeit auf
dem deutschen Arbeitsmarkt â�� herangezogen werden kann. Diese Argumentation
kÃ¶nnte darauf schlieÃ�en lassen, daÃ� die Dienstleistungsfreiheit dann nicht mehr
betroffen ist, wenn es um den Zugang zum Arbeitsmarkt geht.

Damit stellt sich aber auch die Frage Nr 2 zu dem VerhÃ¤ltnis zwischen Art 41 Abs 1
Zusatzprotokoll und Art 13 ARB 1/80. Bei Fallkonstellationen der hier vorliegenden
Art kÃ¶nnten einschrÃ¤nkende MaÃ�nahmen im Arbeitserlaubnis- bzw
Arbeitsgenehmigungsrecht sowohl als (neue) BeschrÃ¤nkung des zugunsten
tÃ¼rkischer Unternehmer gewÃ¤hrleisteten Status des freien
Dienstleistungsverkehrs bewertet werden als auch als (neue) BeschrÃ¤nkung des
zugunsten tÃ¼rkischer Arbeitnehmer gewÃ¤hrleisteten Standes des Zugangs zum
Arbeitsmarkt. Hierbei kommt es schon nach dem nationalen (deutschen) Recht
nicht auf die Frage an, ob sich die KlÃ¤gerin Ã¼berhaupt auf Art 13 ARB Nr 1/80
berufen kann oder ob dies ausschlieÃ�lich den Arbeitnehmern selbst mÃ¶glich ist.
Wie der Senat in seinem Urteil vom 2. August 2001 (B 7 AL 86/00 R) ausgefÃ¼hrt
hat, wÃ¤re ohnedies eine Umformulierung des Klageantrags im Hinblick auf Â§ 284
Abs 1 SGB III mÃ¶glich. Danach dÃ¼rfen Arbeitgeber AuslÃ¤nder nur
beschÃ¤ftigen, wenn diese eine Genehmigung besitzen. Aus dieser Norm ergibt sich
nach nationalem Recht die Befugnis fÃ¼r den Arbeitgeber, den
arbeitsgenehmigungsrechtlichen Status des Arbeitnehmers â�� als Vorfrage â��
auch dann feststellen zu lassen, wenn er sich aus Rechtsnormen ergibt, aus denen
unmittelbar nur der Arbeitnehmer selbst Rechte herleiten kann.

In diesem Sinne soll die Beantwortung von Frage Nr 3 AufschluÃ� darÃ¼ber geben,
ob MaÃ�nahmen der hier vorliegenden Art und Weise Ã¼berhaupt als
"BeschrÃ¤nkungen" iS des Art 13 ARB 1/80 (fÃ¼r den Zugang zum Arbeitsmarkt) zu
werten sind, oder ob diese Regelung nicht eingreift, weil die Arbeitnehmer der
KlÃ¤gerin Ã¼berhaupt nicht dem deutschen Arbeitsmarkt angehÃ¶ren (vgl die
AusfÃ¼hrungen des 11. Senats im VorlagebeschluÃ� vom 20. Juni 2001 â�� B 11 AL
89/00 R).

Sollte allerdings Frage Nr 3 zu bejahen sein, also Art 13 ARB Nr 1/80 auch auf
tÃ¼rkische Arbeitnehmer eines Arbeitgebers mit Sitz in der TÃ¼rkei anzuwenden
sein, die als Fernfahrer im grenzÃ¼berschreitenden GÃ¼terverkehr regelmÃ¤Ã�ig
einen Mitgliedstaat der Gemeinschaft durchfahren, so stellt sich die Frage Nr 4.
Nicht unzweifelhaft ist nÃ¤mlich, ob Art 13 ARB Nr 1/80 so zu verstehen ist, daÃ� er
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ab dem Zeitpunkt der Anwendbarkeit der
Bestimmungen des Abschnitts des ARB Nr 1/80 Ã¼ber Fragen betreffend die
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BeschÃ¤ftigung und FreizÃ¼gigkeit der Arbeitnehmer (1. Dezember 1980, vgl Art
16 Abs 1 ARB Nr 1/80) allgemein jede den Zugang zum Arbeitsmarkt neu
beschrÃ¤nkende Regelung untersagen will. WÃ¤re Art 13 ARB Nr 1/80 Ã¤hnlich wie
Art 41 Abs 1 des Zusatzprotokolls zum Assoziationsabkommen dahin zu verstehen,
daÃ� er allgemein die EinfÃ¼hrung neuer nationaler BeschrÃ¤nkungen des
Arbeitsmarktzugangs ab Dezember 1980 verbietet, kÃ¶nnte sich die KlÃ¤gerin im
vorliegenden Verfahren unter UmstÃ¤nden auf das vor dem 1. September 1993
maÃ�gebliche, fÃ¼r sie gÃ¼nstigere Recht berufen (vgl EuGH I 2000, 2927), und
zwar unabhÃ¤ngig davon, ob ihre Arbeitnehmer schon damals entsprechend tÃ¤tig
waren. Denn die jetzt geltende Fassung des Â§ 9 Nr 3 Buchst a ArGV ist fÃ¼r
fahrendes Personal tÃ¼rkischer Arbeitgeber bei Einsatz auf in Deutschland
zugelassenen Fahrzeugen ungÃ¼nstiger als die am 1. Dezember 1980
maÃ�gebliche Regelung des Â§ 9 Nr 2 ArbErlaubV (Arbeitserlaubnisfreiheit
allgemein fÃ¼r fahrendes Personal im grenzÃ¼berschreitenden GÃ¼terverkehr).

Gegen ein derartiges VerstÃ¤ndnis des Art 13 Nr 1/80 kÃ¶nnte allerdings der
Wortlaut der Bestimmung sprechen, der in gewisser Weise von Art 41 Abs 1 des
Zusatzprotokolls abweicht. WÃ¤hrend nÃ¤mlich in Art 41 Abs 1 des Zusatzprotokolls
allgemein von der Verpflichtung der Vertragsparteien, keine neuen
BeschrÃ¤nkungen einzufÃ¼hren, die Rede ist, bezieht sich die entsprechende
Verpflichtung der Mitgliedstaaten bzw der TÃ¼rkei aus Art 13 ARB Nr 1/80
ausdrÃ¼cklich auf "Arbeitnehmer und ihre FamilienangehÃ¶rigen, deren Aufenthalt
und BeschÃ¤ftigung in ihrem Hoheitsgebiet ordnungsgemÃ¤Ã� sind". Der Wortlaut
kÃ¶nnte deshalb dafÃ¼r sprechen, das Verbot neuer BeschrÃ¤nkungen nur konkret
auf den Arbeitnehmer und FamilienangehÃ¶rige zu beziehen, deren Aufenthalt und
BeschÃ¤ftigung bereits vor Inkrafttreten der neuen BeschrÃ¤nkung
ordnungsgemÃ¤Ã� waren. Diese Auslegung des Art 13 ARB Nr 1/80 ist indes nicht
zwingend. Sie wÃ¼rde allerdings weitere Ermittlungen darÃ¼ber erfordern, wann
die 11 Arbeitnehmer von der KlÃ¤gerin eingestellt und eingesetzt worden sind.

Erstellt am: 28.09.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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